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Freitag, 26. März 2021 15h45

MEDIENMITTEILUNG

MIKROVERUNREINIGUNGEN IM ABWASSER
REDUZIEREN

Die Bundesversammlung — Das Schweizer Parlament 11.05.2021

Die Umweltkommission des Ständerates
will die Reinigungsleistung der Schweizer
ARA verbessern, damit problematische
Stoffe möglichst nicht in die Gewässer ge-
langen. Deshalb unterstützt sie zwei Mo-
tionen zu diesem Thema, eine davon in
modifizierter Form. Mit ihrer Änderung
zielt die Kommission darauf ab, dass die
Massnahmen gegen Mikroverunreinigun-
gen effizient und kostenbewusst getroffen
werden.

Die ständerätliche Kommission für Umwelt, Raum-

planung und Energie beantragt ohne Gegenstim-

me, die Motion 20.4262  in abgeänderter Fas-

sung anzunehmen. Sie unterstützt die Forderung

der Motion, mit zusätzlichen Anstrengungen Mi-

kroverunreinigungen aus dem Siedlungsabwasser
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zu entfernen und so die Gewässer zu schützen. Die

Änderung der Kommission betrifft die Auswahl je-

ner Abwasserreinigungsanlagen (ARA), die Mass-

nahmen gegen Mikroverunreinigungen umsetzen

sollen. In ihrer ursprünglichen Version verlangt die

Motion, dass generell alle ARA der Schweiz mit ei-

ner zusätzlichen Reinigungsstufe gegen Mikrover-

unreinigungen ausgerüstet werden müssen. Die

Kommission beantragt, diesen zusätzlichen Ausbau

auf jene ARA zu beschränken, deren Ausleitungen

Grenzwertüberschreitungen zur Folge haben. Mit

ihrer Änderung will die Kommission ein optimales

Verhältnis von Kosten und Nutzen sicherstellen,

wie dies auch der Bundesrat wünscht. Aus ihrer

Sicht sollen Chemikalien und andere unerwünschte

Stoffe prioritär dort aus dem Abwasser entfernt

werden, wo Probleme auftreten. Die Kommission

ist überzeugt, dass ein gezielter Ausbau der ARA

den Schutz der Wasserlebewesen verbessert und

die Belastung des Trinkwassers verringert.

ENTFERNUNG VON STICKSTOFF AUS DEM
ABWASSER

Die Motion 20.4261 , die ebenfalls die ARA be-

trifft, befürwortet die Kommission einstimmig. Die-

ser Vorstoss verlangt, dass die Schweizer ARA

mehr Stickstoff aus dem Abwasser entfernen, als

sie es heute tun. Die Kommission hält fest, dass

der problematische Stickstoffeintrag in die Gewäs-

ser weiter gesenkt werden kann, wenn das Reduk-

tionspotenzial bei den ARA besser ausgeschöpft

wird. Ihrer Ansicht nach ist ein höherer Eliminati-

onsgrad mit vertretbarem Aufwand erreichbar.

BESSERER SCHUTZ DER
TRINKWASSERFASSUNGEN

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204261


11.05.21, 11(46Mikroverunreinigungen im Abwasser reduzieren

Seite 3 von 5https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-urek-s-2021-03-26.aspx

Mit 11 zu 2 Stimmen beantragt die Kommission,

die vom Nationalrat geänderte Motion 20.3625

anzunehmen. Die Motion verpflichtet die Kantone,

für die wichtigsten Grundwasserfassungen Zu-

strömbereiche festzulegen. Während die Ziffern 1,

3 und 4 der Motion bereits überwiesen sind, be-

steht bei Ziffer 2 noch eine Differenz. Ziffer 2 re-

gelt die finanzielle Unterstützung der kantonalen

Umsetzungsarbeiten durch den Bund. Gemäss Än-

derung des Nationalrates sollen nur für jene Arbei-

ten Gelder fliessen, die bis Ende 2030 abgeschlos-

sen sind. Für die Kommission ist das ein sinnvoller

Anreiz, um die Umsetzung zu beschleunigen.

Stimmt der Ständerat der Änderung zu, wird der

Bundesrat beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten

und in Vernehmlassung zu geben.

KEINE OFFENSIVE ZUR ERKUNDUNG DES
UNTERGRUNDS

Mit Stichentscheid des Präsidenten beantragt die

Kommission, die Motion 20.4063  abzulehnen.

Diese fordert vom Bundesrat ein Programm zur

schweizweiten Erkundung des Untergrunds. Das

daraus gewonnene Wissen könnte verschiedenen

Projekten zugutekommen, etwa im Bereich Geo-

thermie, Ressourcengewinnung oder Einlagerung

von CO2. Auch die Planung neuer Infrastrukturvor-

haben würde vereinfacht, so die Motionäre. Die

Kommission hegt zwar Sympathien für die Nutzbar-

machung des ökonomischen und ökologischen Po-

tenzials im Schweizer Untergrund. Sie befürchtet

aber, dass bei einer Umsetzung des Vorstosses so-

wohl privatrechtliche als auch staatsrechtliche

Grundsätze verletzt werden könnten. Insbesondere

sieht die Kommission die Eigentumsrechte privater

Grundstücksbesitzer und die Souveränität der Kan-

tone bezüglich Untergrund in Gefahr. Zudem hat

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20203625
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die Kommission Bedenken, was die Kosten einer

solchen Erkundungsoffensive angeht. Sie erwartet

hohe Kosten von mehr als fünf Milliarden, deren Fi-

nanzierung noch ungeklärt sei. Vor diesem Hinter-

grund ist die Kommission der Auffassung, der Vor-

stoss sei nicht weiterzuverfolgen.

Die Minderheit hält die Umsetzung der Motion für

rechtlich unproblematisch. Die Kosten schätzt sie

deutlich geringer ein, als es die Gegner der Mo-

tion tun, und verweist dabei auf die Angaben der

Bundesverwaltung. Aus Sicht der Minderheit ist es

sinnvoll, die Motion zu überweisen.

PHOTOVOLTAIKANLAGEN AUF
BUNDESIMMOBILIEN

Bei den Immobilien der Bundesverwaltung weist

die Stromerzeugung aus Photovoltaik ein beachtli-

ches Potenzial auf. Für die Kommission ist klar,

dass der Bund mit gutem Beispiel vorangehen

muss. Einstimmig unterstützt sie die Änderungen

des Nationalrates an der Motion 19.3750 , wo-

nach der Bund alle geeigneten Dächer und Fassa-

den seiner Immobilien mit Photovoltaikanlagen

ausrüsten und seine Sanierungsarbeiten beschleu-

nigen muss, um Autonomie im Strombereich zu

erreichen.

Im Weiteren beantragt die Kommission einstimmig,

den beiden Standesinitiativen 20.307  und 

20.319  zum Thema internationale Kerosinsteuer

keine Folge zu geben. Die klimapolitischen Mass-

nahmen im Flugverkehr hat die Kommission bereits

im Rahmen der Totalrevision des CO2-Gesetzes

vertieft diskutiert und eine Flugticketabgabe in

diese Vorlage eingebracht. Sie sieht aktuell keinen

weiteren Handlungsbedarf.

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193750
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200307
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Schliesslich hat die Kommission die abgeänderte

Motion 20.3745  einstimmig gutgeheissen. Diese

Motion macht es möglich, rasch Massnahmen zu

ergreifen, um die durch den Klimawandel ver-

schlechterten Rahmenbedingungen für die Schwei-

zer Waldbewirtschaftung zu verbessern.

Die Kommission hat am 25./26. März 2021 unter

dem Vorsitz von Ständerat Martin Schmid (FDP/GR)

und teilweise in Anwesenheit von Bundesrätin Si-

monetta Sommaruga in Bern getagt.
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